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Staatliches Schulamt

für den Landkreis und 

die Stadt Kassel
Handreichungen für Ordnungsmaßnahmen

Stand Mai 2012
Vorwort
Prävention vor Sanktion sollte Leitmotiv für das Handeln 

von Schule sein.

Eine gut durchdachte Erziehungskonzeption und deren konsequente Beachtung durch alle Angehörigen 

der Schulgemeinde werden die Zahl der Konfliktfälle und somit auch die notwendig werdenden Ordnungsmaßnahmen 

merklich reduzieren.

Dennoch gibt es Situationen, in denen auch die Verhängung einer Ordnungsmaßnahme in Betracht gezogen werden muss, denn auch sie dient der Verwirklichung des Erziehungsauftrages und gehört zum Schulalltag.

Eine Ordnungsmaßnahme stellt die letzte Steigerungsform pädagogischer Einwirkung auf Schülerinnen und Schüler dar, um sie zu einer Verhaltensänderung zu bewegen. 

Gleichzeitig greift sie in nicht unerheblichem Maße in die Individualrechtssphäre der betroffenen Schülerinnen und Schüler ein.

Ordnungsmaßnahmen dürfen deshalb nur in den Fällen angewendet werden, in denen alle zur Verfügung stehenden pädagogischen Mittel und Möglichkeiten nicht mehr ausreichen, um den Erziehungsauftrag zu erfüllen.

Dieser Leitfaden für den formalen und inhaltlichen Umgang mit Ordnungsmaßnahmen soll Hilfestellung für alle diejenigen sein, die über deren Anwendung zu entscheiden haben.

Rechtsgrundlagen



§ 82 Abs.1 HSchG

§ 82 Abs.4 HSchG



§ 82 Abs.6 HSchG

§ 82 Abs.5 Satz 1 HSchG



§ 82 Abs.5 Satz 2 HSchG



§ 82 Abs. 5 Satz 3 HSchG

§ 82 Abs. 6 HSchG

§ 82 Abs. 8 HSchG

  Allgemeine Grundsätze, die bei allen Ordnungsmaßnahmen zu berücksichtigen sind











Ablaufplan zum Ankreuzen für die Anwendung einer Ordnungsmaßnahme nach § 82 Abs. 2 HSchG 
	1. Ausschöpfung aller pädagogischen Maßnahmen
	Stellen Sie fest welche pädagogischen Maßnahmen bisher ausgeschöpft wurden und ob noch weitere zur Verfügung stehen. Erst wenn alle pädagogischen Maßnahmen ausgeschöpft wurden kommt eine Ordnungsmaßnahme in Betracht.
	
	Raum für Anmerkungen 

	2. Sachverhalterforschung
	Zur Aufklärung des Sachverhaltes gehört neben der Befragung von Zeugen auch die Befragung des betroffenen Schülers. Diese ist nicht zu verwechseln mit der ebenfalls zwingenden Anhörung des Schülers vor der Entscheidungsfindung.

Die Stellungnahme der betroffenen Schülerin/ des betroffenen Schülers ist schriftlich festzuhalten und der Klassenkonferenz vorzulegen.
	
	

	3. Antrag durch die Klassenkonferenz
	- Die Klassenkonferenz muss mehrheitlich einen Beschluss über den Antrag zur Anordnung einer Ordnungsmaßnahme durch die Schulleiterin/ den Schulleiter bzw. das Staatlicher Schulamt treffen.

- Über die Sitzung der Klassenkonferenz ist ein Protokoll anzufertigen. Aus diesem muss folgendes hervorgehen:

   - Teilnehmer/innen 

   - Tagungsort und Uhrzeit

   - Angaben bzgl. des Abstimmungsergebnisses

   - die Begründung für den Antrag
	
	

	4. 
	
	
	

	5. 
	
	
	

	6. 
	
	
	

	7. 
	
	
	

	8. 
	
	
	

	9. Unterrichtung der betroffenen Schüler/ innen bzw. deren Eltern
	- Die Schulleiterin/ der Schulleiter muss schriftlich die Erziehungsberechtigten bzw. die volljährigen Schüler über den Beschluss der Klassenkonferenz informieren. In dem Schreiben müssen enthalten sein:

   - Einräumung eines Anhörungsrechtes.

   - Für die Anhörung ist eine bestimmte Frist festzulegen.

   - Hinweis auf die Möglichkeit der Hinzuziehung eines Mitgliedes des Schülerrates, einer Vertreterin oder eines Vertreters der Schülerschaft, einer Lehrerin oder eines Lehrers des Vertrauens, eines Mitgliedes des Schülerbeirates oder eines Vertreters oder einer Vertreterin der Elternschaft. 

     ( Beachtung der Fristen ist erforderlich. Ansonsten gilt die Anhörung als erfolgt.

   - Hinweis auf die Möglichkeit einer schulpsycholog. Stellungnahme, falls ein Antrag darüber innerhalb von drei Tagen bei der anhörenden Schule eingeht.

     ( Der Antrag darüber muss innerhalb von drei Tagen eingehen.
	
	

	10. 
	
	
	

	11. 
	
	
	

	12. 
	
	
	

	13. 
	
	
	

	14. 
	
	
	

	15. 
	
	
	

	16. Ggf. Anhörung der betroffenen Schülerin/ des betroffenen Schülers bzw. der Eltern
	Über die Anhörung ist ein Protokoll anzufertigen, in dem die Stellungnahmen schriftlich festgehalten 

werden.
	
	

	17. Entscheidung über den Antrag der Klassenkonferenz


	a) bei Ordnungsmaßnahmen gem. § 82 Ab. 2 Nr. 1-5 entscheidet die Schulleiterin/ den Schulleiter. 

b) bei Ordnungsmaßnahmen gem. § 82 Abs. 2 Nr. 6 und 7 entscheidet das Staatliche Schulamt.


	
	

	18. Erstellung des Bescheides über die Anordnung der Ordnungsmaßnahme
	· Siehe Ziffer 6
· Ordnungsmaßnahmen gem. § 82 Abs. 2 Nr. 6 und 7 hat der Schulleiter beim Staatlichen Schulamt zu beantragen. Dabei müssen alle verfahrensrelevanten Vorgänge einschließlich der Schülerakte vorgelegt werden. 
	
	

	19. Zustellen des Bescheides
	· Der Bescheid, mit der die Schule eine Ordnungsmaßnahme verhängt, wird erst dadurch wirksam, dass er dem Adressaten bekannt gegeben wird. Bei minderjährigen Schülern sind die Eltern Adressaten des Bescheides. 

· Wird für die Bekanntgabe der Postweg gewählt, so empfiehlt sich ein Übergabeeinschreiben mit Rückschein, denn bei dieser Zustellungsart wird- anders als etwa bei eingeschriebenen Brief- die Zustellung dokumentiert.
	
	

	20. Ggf. Entscheidung bei Widerspruchserhebung
	a) Bei Einlegung eines Widerspruchs ist zunächst noch einmal die eigene Entscheidung über die Anwendung der Ordnungsmaßnahme zu überprüfen und über eine mögliche Abhilfe zu entscheiden.  

b) Ist eine Abhilfe nicht möglich, so muss die Schulleiterin/ der Schulleiter den Widerspruch der zuständigen Widerspruchsbehörde (dem Schulamt) vorlegen. Es müssen beigefügt werden:

- alle relevanten Unterlagen, einschließlich der Schülerakte

· Stellungnahme dazu, warum nicht abgeholfen  wurde.
	
	

	21. 
	c) 
	
	

	22. 
	d) 
	
	

	23. 
	e) 
	
	


Muster Anhörungsschreiben
Briefkopf Schule
Adresse Eltern/volljähriger Schüler

Ordnungsmaßnahme gegen Sie/ Ihre/n Tochter/Sohn ….., geb. am …. 

gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. … des Hessischen Schulgesetzes

hier: konkrete Ordnungsmaßnahme gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. … des Hessischen Schulgesetzes

Sehr geehrte Frau……………….., sehr geehrter Herr ……………………,

mit Beschluss der Konferenz der Sie/Ihre/n Tochter/Sohn unterrichtenden Lehrkräfte vom 

……… wurde  beantragt, gegen Sie/Ihre/n Tochter/Sohn die oben genannte Ordnungsmaßnahme auszusprechen.

Begründet wurde der Antrag mit …Name Schüler/in……  Fehlverhalten:

Darstellung des Sachverhaltes, konkret!

Dieses Verhalten stellt eine erhebliche Störung des Schul -oder Unterrichtsbetriebs/ Gefährdung der Sicherheit beteiligter Personen/ Verursachung erheblicher Sachschäden und dadurch bedingter Beeinträchtigung von Unterricht und Erziehung der Mitschüler/innen dar, so dass die Ordnungsmaßnahme nach § 82 Abs. 2 Ziffer 1/2/3/4/5 HSchG in Betracht kommt.

Um Ihnen und Ihrer Tochter / Ihrem Sohn Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, lade ich Sie und Ihre/n Tochter/Sohn zu einem Gespräch am 

……………………………………………

in ……….., Raum       ein.

Es steht Ihnen frei, sich/Ihre/n Tochter/Sohn durch einen Bevollmächtigten vertreten zu lassen oder einen Beistand (Mitglied des Schülerrats, Vertreter/in aus der Schülerschaft, Lehrer/in des Vertrauens, Mitglied des Schulelternbeirats oder Vertreter/ aus der Elternschaft) hinzuzuziehen.

Die Anhörung gilt auch als erfolgt, wenn der oben genannte Termin versäumt und bis dahin auch keine schriftliche Erklärung abgegeben wird, ohne dass zwingende Gründe für das Versäumnis nachgewiesen werden.

Freundliche Grüße

Name Schulleiter/in

Muster Bescheid
Briefkopf Schule
Adresse Eltern/volljähriger Schüler


Ordnungsmaßnahme gegen Sie/Ihren Tochter/Sohn ….., geb. am …. 

gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. … des Hessischen Schulgesetzes

hier: konkrete Ordnungsmaßnahme gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. … des Hessischen Schulgesetzes

1. Mein Anhörungsschreiben vom …..

2. Anhörung am …/Ihr Schreiben vom …

Sehr geehrte Frau……………….., sehr geehrter Herr ……………………,

mit Beschluss der Konferenz der Sie/Ihre/n Tochter/Sohn unterrichtenden Lehrkräfte vom 

……… wurde  beantragt, gegen Sie/Ihre/n Tochter/Sohn die oben genannte Ordnungsmaßnahme auszusprechen.

Begründet wurde der Antrag mit …Name Schüler/in…… Fehlverhalten:

Darstellung des Sachverhaltes, konkret!
Dieses Verhalten stellt eine erhebliche Störung des Schul -oder Unterrichtsbetriebs/ Gefährdung der Sicherheit beteiligter Personen/ Verursachung erheblicher Sachschäden und dadurch bedingter Beeinträchtigung von Unterricht und Erziehung der Mitschüler/innen dar, so dass die Ordnungsmaßnahme nach § 82 Abs. 2 Ziffer 1/2/3/4/5 HSchG als angemessene und dem Fehlverhalten verhältnismäßige Maßnahme auszusprechen war. Dies gilt umso mehr, als bisherige pädagogische Maßnahmen /und Ordnungsmaßnahmen keine Verhaltensänderung bewirkt haben.

Darstellung des Ergebnisses der Anhörung:         

Auseinandersetzung mit den in der Anhörung genannten Aspekten:…..

Oder: Sie sind zu der Anhörung nicht erschienen und haben auch keine schriftliche Erklärung abgegeben.

Insgesamt war daher die Ordnungsmaßnahme auszusprechen.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Staatlichen Schulamt für den Landkreis und die Stadt Kassel, Holländische Straße 141, zu erheben. Er kann auch bei der Schule eingelegt werden. Dabei sollten die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angegeben werden.
Freundliche Grüße

Unterschrift Schulleiter/in

Beispiel einer

Vereinbarung zwischen Schule, Elternhaus

und Schülerin Verena Müller, geb. 17.04.2000
Die Valentin-Traudt-Schule nimmt Verena Müller in die 8. Hauptschulklasse auf und gibt Verena damit die Chance, neu anzufangen, ihr Verhalten zu ändern und den Hauptschulabschluss zu erwerben.

Verena sagt zu, dass sie regelmäßig zum Unterricht erscheint, zielstrebig lernt, weder Schüler angreift oder beleidigt, noch ausfallend oder verbal-aggressiv gegenüber Lehrpersonal wird.

Die Eltern sorgen dafür, dass Verena sich entsprechend verhält, regelmäßig Hausaufgaben erledigt und pünktlich und ordnungsgemäß den Unterricht besucht. Sie verpflichten sich zu regelmäßigen Kontakten zur Klassenlehrerin und zur intensiven Unterstützung des Erziehungsauftrags der Schule.

Hinweis: Alle Fehlverhalten werden aktenkundig gemacht und den Eltern umgehend   

               mitgeteilt.


     Beim ersten schwerwiegenden Fahlverhalten von Verena wird die Schule in   
     Absprache mit dem Staatlichen Schulamt die Verweisung von der Valentin-        
     Traudt-Schule beantragen.

Wir haben den Inhalt des Vertrages verstanden und sind damit einverstanden.

Erziehungsberechtigte


Schülerin


Schulleitung

Vorblatt für Anträge auf Ordnungsmaßnahmen beim SSA
Bei Ordnungsmaßnahmen nach §§ 82 Abs. 2 Ziffern 6 und 7 sowie Abs. 8 HSchG (Überweisung/Verweis) sind, da ansonsten keine Bearbeitung erfolgt, dem Staatlichen Schulamt zwingend vorzulegen: 

· vom Schulleiter unterschriebener Antrag auf den allen Schulen als Datei vorliegenden Vordrucken

·  Unterzeichnetes Protokoll der Klassenkonferenz 

·  Schülerakte im Original

·  Mitteilung über die aufnahmebereite Schule (bei Überweisung)

· alle übrigen entscheidungsrelevanten Unterlagen, wie z.B. Stellungnahmen und andere Beweismittel

Alle in digitaler Form vorliegenden Unterlagen / Stellungnahmen bitte parallel per Email übermitteln. 

Auf folgende Grundsätze wird noch einmal ausdrücklich hingewiesen: 

· Die Rechtsgrundlagen für Ordnungsmaßnahmen finden sich in § 82 Abs. 2 des Hessischen Schulgesetztes sowie in der Verordnung zur Gestaltung des Schulverhältnisses (ABl. 9/11, Seite 546). 

· Die Anwendung von Ordnungsmaßnahmen soll rechtzeitig erfolgen. Der Bezug zum Fehlverhalten darf also nicht verloren gehen. 

· Aufgrund jedes Fehlverhaltens darf nur eine Ordnungsmaßnahme verhängt werden (ne bis in idem-Grundsatz, Artikel 103 Abs. 3 Grundgesetz, Verbot der Doppelbestrafung)! 

· Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist immer zu beachten

· Was ist der Zweck der Maßnahme?

· Ist die Ordnungsmaßnahme zur Zweckerreichung geeignet?

· Ist sie erforderlich, existiert also kein milderes Mittel?

· Stehen Zweck und Maßnahme in keinem groben Missverhältnis?

· Regelmäßig ist nur innerschulisches Verhalten (oder solches mit Schulbezug) mit Ordnungsmaßnahmen zu ahnden. 

· Jeder Vorfall muss konkret vermerkt werden (z.B. wörtliche Übernahme von Schimpfwörtern). 

· Verweis und Überweisung sind unterschiedliche Ordnungsmaßnahmen

· Der Schulleiter kann einen vorläufigen Ausschluss vom Unterricht verfügen für die Zeit bis zur Klassenkonferenz, bzw. bis das Staatliche Schulamt über die Ordnungsmaßnahme entscheidet, wenn eine besondere Gefährdung von Sicherheit oder Schul- und Unterrichtsbetrieb gegeben ist – jedoch längstens bis zu vier Wochen! 

· Allein die beruflichen Schulen brauchen bei Anträgen auf Verweis wegen Fehlzeiten nach § 82 Abs. 8 HSchG nicht die o.g. Vordrucke benutzen. 

· Antragsformular für Ordnungsmaßnahmen beim SSA

_____________________________


_________________________

(Stempel der meldenden Schule)



(Datum)

Staatliches Schulamt

für den Landkreis 

und die Stadt Kassel

Holländische Straße 141

34127 Kassel

Antrag auf Anwendung von Ordnungsmaßnahmen

(§ 82 Hessisches Schulgesetz ( HSchG ) in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl I S.441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. November 2011 (GVBl. I 679)) 

hier:
Ordnungsmaßnahme gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. ____ des HSchG
Personalangaben:

Name der Schülerin/

des Schülers:

___________________
 Vorname:
______________

geboren am:


____________________

Name der Eltern/

Erziehungsberechtigten:
____________________
Vornamen:
______________











______________

Anschrift d. Eltern:

______________________________________________

bzw. Schüler/in:

______________________________________________

Schullaufbahn:

Einschulung im Schuljahr

__/__
in:
______________________________

Übergang Sek. I im Schuljahr
__/__
in:
______________________________

Schulwechsel (wie häufig):
___________

Z. Zt. in Klasse/Schulform:

___________

Verhalten in der Schule:

a) Leistungsstand
b) Mitarbeit im Unterricht *

c) Besondere Auffälligkeiten *

Wichtige Hinweise zur Lebensgeschichte der Schülerin/des Schülers und der häuslichen Situation *:

* = Erläuterungen siehe Anlage

Bisherige Maßnahmen:
a) Pädagogische Maßnahmen (Anlass, Art)
b) Kontakte der Schule mit den Eltern (Zeitpunkt, Inhalt)
c) Ordnungsmaßnahmen (Anlass, Art, Zeitpunkt)
d) Einschaltung des Staatlichen Schulamtes
· Schulfachliche Aufsicht


ja
/
nein

wenn ja, wann:
_________
durch wen:
_________________________

· Schulpsychologin/Schulpsychologe
ja
/
nein

wenn ja, wann:
_________
durch wen:
_________________________

· verwaltungsfachliche Aufsicht

ja
/
nein

wenn ja, wann:
_________
durch wen:
_________________________

e) Einbeziehung anderer Institutionen
ja
/
nein

wenn ja, wann:
_________________________

welche:
_________________________________________________________



_________________________________________________________



_________________________________________________________

wenn nein, warum nicht:
_________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

Sachverhalt, der dem jetzigen Antrag zugrunde liegt:

Konferenzbeschluss vom:
______________________

Bereits erfolgte Anhörungen:
____________________________________







____________________________________
Beteiligung bestimmter Institutionen:

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

Bei Überweisung, aufnehmende Schule: ______________________________






____________________________________








Unterschrift Schulleiterin/Schulleiter

ANLAGE
Mitarbeit im Unterricht
· Wie intensiv/regelmäßig arbeitet der/die Schüler/in im Unterricht mit?

· Konzentrationsfähigkeit?

· Womit beschäftigt sich der/die Schüler/in, wenn er/sie im Unterricht nicht mitarbeitet?

Besondere Auffälligkeiten
· Gibt es Hinweise auf Schulangst, bzw. Angst vor Versagen/Schulunlust?

· Verweigert der/die Schüler/in die Mitarbeit im Unterricht?

· Neigt er/sie zur Selbstüberschätzung?

· Wie ist der Kontakt zur Lehrkraft?

· Wie ist der Kontakt zu anderen Schülerinnen und Schülern?

· Pausenverhalten?

· Besondere Verhaltensauffälligkeiten (bitte konkret beschreiben)?

· Wie bewegt sich der/die Schüler/in in seiner/ihrer Umwelt (Selb-

ständigkeit Umgang mit den Anforderungen des täglichen Lebens)?

Wichtige Hinweise
· Wie erledigt der/die Schüler/in die Hausaufgaben?

· Erhält der/die Schüler/in Hilfen bei den Hausaufgaben?

· Freizeitverhalten (wenn bekannt)?

· Besonderheiten aus der Lebensgeschichte?

· Emotionalität (ängstlich, impulsiv, zurückgezogen, aggressiv)?

· Sozialverhalten?
§ 82 Hessisches Schulgesetz ( HSchG ) in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl I S.441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. November 2011 (GVBl. I 679)


zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.1999 ( GVBl. S.354 )





Verordnung zur Gestaltung des Schulverhältnisses, in der Fassung vom 19. August 2011 





Erfüllung des Bildungsauftrages ist vor allem durch pädagogische 


                                 Maßnahmen zu gewährleisten!





Ordnungsmaßnahmen sind nur zulässig,





























  oder











wenn Schüler/innen in der Schule gegen eine Rechtsnorm, Verwaltungsanordnung oder die Schulordnung verstoßen oder Anweisungen befugter Personen nicht befolgen, sofern die Anweisungen für die Erfüllung des Erziehungs- oder Bildungsauftrages notwendig sind oder dem Schutz von Personen oder Sachen dienen und pädagogische Mittel und Möglichkeiten sich als wirkungslos erwiesen haben;





wenn der Schutz von Personen oder Sachen diese erfordert.





Ordnungsmaßnahmen bei außerschulischem Verhalten sind nur zulässig,





soweit es sich auf den Schul- und Unterrichtsbetrieb unmittelbar störend auswirkt.

















Anwendung der Maßnahmen nach § 82 Abs.2 Nr. 2 - 5 HSchG nur bei

















und














erheblicher Störung des Schul- oder Unterrichtsbetriebs,


Gefährdung der Sicherheit beteiligter Personen oder


Verursachung erheblicher Sachschäden











dadurch bedingter Beeinträchtigung von Unterricht und Erziehung der Mitschülerinnen und Mitschüler





Anwendung der Maßnahmen nach § 82 Abs.2 Nr. 6 - 7 HSchG nur bei














und

















besonders schweren Störungen des Schul- oder Unterrichtsbetriebs


oder schwerer Verletzung der Sicherheit beteiligter Personen








dadurch bedingter anhaltender Gefährdung von Unterricht und Erziehung der Mitschülerinnen und Mitschüler





Neben Maßnahmen des Straf-, Ordnungswidrigkeiten- oder Kinder- und


Jugendhilferechts dürfen Ordnungsmaßnahmen nach § 82 Abs. 2 Nr.6 - 7


nur angewendet werden, wenn sie zusätzlich erforderlich sind und den 


Zwecken der anderen Maßnahmen nicht entgegenstehen.














Die Anwendung von Ordnungsmaßnahmen soll so frühzeitig erfolgen, dass der Bezug zum Fehlverhalten nicht verloren geht.





Bei nicht vollzeitschulpflichtigen Schülerinnen und Schülern sind Ordnungsmaßnahmen nach § 82 Abs. 2 Nr. 7 möglich








Ermittlung und Nachweis des Sachverhaltes





Es muss sich um konkrete beweiskräftige Angaben bzw. Aussagen hinsichtlich der zeitlichen und örtlichen Bestimmung des Sachverhaltes handeln. Das Fehlverhalten muss belegt und ggf. auch durch die Gerichte überprüfbar sein. Dabei ist genau zwischen Tatsachen und Wertungen zu unterscheiden. Nur Tatsachen sind dem Beweis zugänglich. 





Allgemeine Angaben, wie z.B. "X kommt oft zu spät in den Unterricht", "X beleidigt Lehrer Y" sind reine Wertungen, die weder substantiell noch hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit als Grundlage für die Anordnung einer Ordnungsmaßnahme geeignet sind. Demgegenüber stehen Tatsachenangaben wie „X kam am 12.3.2012, 13.03.2012 sowie in der Zeit vom 16.04. bis 30.04.2012 jeweils 10 Minuten zu spät in die erste Stunde“ oder „X sagte ‚Fettsack‘ zur Lehrer Y“.





--------------------------------------------------------------------------------------------------------





Zur Ermittlung des Sachverhaltes gehört neben der Vernehmung von Schülerinnen und Schülern (Zeugen) auch die „Anhörung“ der betroffenen Schüler/innen durch die Klassenkonferenz, bspw. wenn mehrere widersprüchliche Aussagen vorliegen oder der Schüler den Vorwurf von vornherein bestreitet; die Klassenkonferenz muss Kenntnis von dem evtl. streitigen Sachverhalt haben.








Keine Ordnungsmaßnahmen außerhalb § 82 Abs. 2 HSchG





Bei den in § 82 Abs. 2 genannten Ordnungsmaßnahmen handelt es sich um eine abschließende Aufzählung, andere Ordnungsmaßnahmen gibt es nicht.








Die Ordnungsmaßnahmen stellen keinen abzuarbeitenden Katalog dar. Die Maßnahmen sind je nach Schwere des Einzelfalls individuell zu wählen bzw. anzuwenden.





Das Nichtvorhandensein einer Parallelklasse kann z.B. nicht dazu führen, dass stattdessen die Androhung der Überweisung/des Verweises angeordnet wird, da für die Ordnungsmaßnahmen nach Ziff. 6 - 7 andere Voraussetzungen hinsichtlich der Schwere des Fehlverhaltens vorliegen müssen als für die nach Ziff. 1 - 5.











Ermessensentscheidung





Die Entscheidung ob eine Maßnahme getroffen wird und falls ja, welche, muss ergehen:





nach sachlichen und zweckmäßigen Gesichtspunkten


unter Abwägung aller Gesichtspunkte des Einzelfalles


unter Abwägung des öffentlichen und des Einzelinteresses








Verhältnismäßigkeit





Nach diesem Grundsatz muss die Maßnahme zur Zielerreichung (das Fehlverhalten zu erkennen) geeignet und erforderlich sein. Letzteres bedeutet: Es ist das mildeste Mittel anzuwenden, mit dem der angestrebte Erfolg erreicht werden kann. 











Gleichbehandlungsgrundsatz





Danach muss bei gleichem Sachverhalt die gleiche Entscheidung erfolgen, es darf bei gleichen Sachverhalten nicht willkürlich ungleich entscheiden werden. Liegt dagegen ein unterschiedlicher Sachverhalt vor, kann eine willkürliche Gleichbehandlung problematisch sein. Ist jedoch in einem Fall unrichtig entschieden worden, gibt es in einem anderen Fall keinen Anspruch auf Gleichbehandlung ( keine Gleichbehandlung im Unrecht ).








Ordnungsmaßnahmen müssen zeitnah erfolgen





Die Anwendung der Ordnungsmaßnahme soll so rechtzeitig als möglich erfolgen, damit der Bezug zum Fehlverhalten nicht verloren geht, 


§ 82 Abs.6 HSchG.











Verbot der Doppelbestrafung





Es ist nicht zulässig, wegen derselben Vorwürfe gegen die Schülerin/den Schüler  mehrere Ordnungsmaßnahmen zu erlassen.








Das Begehen einer Straftat in der Schule





Nach der Rechtsprechung liegt damit immer die tatbestandliche Voraussetzung einer Ordnungsmaßnahme vor. Trotzdem dürfen Ordnungsmaßnahmen aufgrund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes neben anderen Maßnahmen nur angewandt werden, wenn sie zusätzlich erforderlich sind und den Zwecken der anderen Maßnahmen nicht zuwiderlaufen (§ 82 Abs. 5 Satz 3 HSchG )








Dokumentation in der Schülerakte





Alle Vorgänge müssen in schriftlicher Form in der Schülerakte festgehalten werden, um die Notwendigkeit einer Ordnungsmaßnahme nachvollziehen zu können und sie auch für andere nachvollziehbar zu machen.








Verbot der Berücksichtigung von bereits getilgten Ordnungsmaßnahmen





Gemäß § 82 Abs. 10 HSchG sind alle Eintragungen und Vorgänge über Ordnungsmaßnahmen in der Schülerakte spätestens am Ende des zweiten Schuljahres nach der Eintragung zu löschen, sofern nicht während dieser Zeit eine erneute Ordnungsmaßnahme angeordnet wird.








